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Das grosse Ringen um ein Geothermieprojekt
Der Bund erhöht seinen Beitrag an ein Pilotprojekt in Haute-Sorne – gegen den Willen des Kantons Jura

HELMUT STALDER

Kraftwerke, die mit Hitze aus 5000
Metern Tiefe Strom erzeugen, sollen
einen wichtigen Beitrag für die Ener-
giewende liefern. Bis 2035 – so sieht es
die Energiestrategie vor – soll in der
Schweiz ein Dutzend Geothermiekraft-
werke in Betrieb gehen. Und bis 2050
soll diese sichere, CO2-freie und uner-
schöpfliche Energiequelle bis zu 10 Pro-
zent des Strombedarfs decken. Doch
trotz jahrelanger Forschung ist noch
kein solches Kraftwerk in Betrieb. Alle
Versuche mit Tiefenbohrungen sind
in der Schweiz bisher gescheitert. Ein
Geothermieprojekt in Basel und eines
im Sittertobel bei St. Gallen mussten
2010 und 2014 abgebrochen werden,
weil die Bohrungen Erdbeben und Ge-
bäudeschäden ausgelöst hatten. Derzeit
ruht alle Hoffnung auf einem Projekt im
jurassischen Haute-Sorne, das am wei-
testen fortgeschritten ist und anders vor-
geht als die bisherigen Bohrungen.

Widerstand trotz Geldsegen

Das Bundesamt für Energie (BFE)
sprach im letzten September dem Pilot-
versuch einen Forschungsbeitrag von 64
Millionen Franken zu. Jetzt hat es den
Beitrag um weitere 26 Millionen auf
insgesamt 90 Millionen Franken erhöht.
Damit werden zusätzliche Massnahmen
zur Minimierung der Erdbebenrisiken
unterstützt. Der Bund zeigt sich mit
diesen zusätzlichen Fördermitteln ent-
schlossen, dem Projekt und damit der
Geothermie zum Durchbruch zu ver-
helfen. Dies freut die Betreibergesell-
schaft Geo-Energie Suisse AG und gibt
den finanziellen Boden für die weiteren
Arbeiten. Aber es irritiert den Kanton
Jura, der das Projekt nicht mehr will. Die
jurassische Regierung hatte 2015 zwar
die Baubewilligung erteilt. Doch im ver-
gangenen April machte sie eine abrupte
Kehrtwende.

Obwohl sämtliche Einsprachen von
den kantonalen Gerichten abgewiesen
worden waren und auch das Bundes-
gericht die Sondernutzungsplanung für
das Projekt Haute-Sorne für rechtens er-
klärt hatte,trat die jurassische Regierung
im April überraschend auf die Bremse.
Sie leitete einVerfahren ein,um die Bau-
bewilligung zu widerrufen. Die Bedin-

gungen hätten sich gegenüber 2015 fun-
damental geändert, hiess es zur Begrün-
dung. Insbesondere sei es zu heftigen
Reaktionen der Bevölkerung und zur
Überweisung einer ablehnenden Motion
im Kantonsparlament gekommen.

So steht nun die Betreiberfirma Geo-
Energie vor der unklaren Situation, dass
sie zwar sowohl über eine letztinstanz-
lich rechtskräftige Baubewilligung als
auch über die volle Unterstützung des
Bundes und genügend finanzielle Mittel
verfügt, um die Bohrungen für das Pio-
nierprojekt zu starten – dass aber gleich-
zeitig der Standortkanton dem Projekt
nicht nur den Goodwill, sondern gleich
auch noch die Bewilligung entziehen
will und dazu ein langwieriges Proze-
dere und eine lange Phase der Rechts-
unsicherheit in Kauf nimmt. «Wenn der
Kanton die Bewilligung tatsächlich wi-
derrufen würde, müssten wir dies ge-

richtlich überprüfen lassen», sagte Peter
Meier, Chef der Geo-Energie, auf An-
frage. «Wir verfolgen das Projekt wei-
ter, hoffen aber, dass wir auf politischer
Ebene eine vernünftige Lösung finden.»

Die jetzige Situation ist das unge-
wollte Ergebnis eines langwierigen Pro-
zesses. 2012 startete die Geo-Energie
den Plan, in Haute-Sorne ein Kraftwerk
mit 5 Megawatt Leistung zu erstellen,
das 6000 Haushalte versorgen kann.
Vor allem aber soll mit dem Pilotprojekt
nachgewiesen werden, dass es technisch
machbar ist, das kristalline Gestein aus
Granit und Gneis in 5000 Metern Tiefe
so durchlässig zu machen, dass man ge-
nügend Wasser zur Erhitzung hindurch-
pumpen kann. Bei den bisherigen Versu-
chen war dies der heikle Punkt, denn um
die Risse im Gestein zu erweitern, wird
Wasser mit Hochdruck hineingepumpt
und das Gestein «stimuliert». Dies er-

zeugt Erdbeben, die an der Oberfläche
spürbar sein können. Bis zur Erteilung
der Baubewilligung durch den Kanton
2015 sah es für das Projekt gut aus. Doch
dann setzte die Opposition ein, die in
einer kantonalen Volksinitiative gipfelte,
die jedoch für ungültig erklärt wurde.

Mitten in diesem Streit kam es 2017
in Pohang in Südkorea zu einem Erd-
beben mit 135 Verletzten und mehr als
230 Millionen Euro Schaden, das auf
Geothermiebohrungen zurückgeführt
wurde. Die Baubewilligung für das Pro-
jekt Haute-Sorne verlangt, dass das
Risikomanagement stets über den Stand
der Technik hinausgehen muss. Dazu ge-
hört auch, dass Ereignisse bei anderen
Projekten analysiert werden und das
eigene Risikomanagement angepasst
wird. Die jurassische Regierung ver-
langte deshalb von Geo-Energie einen
Bericht mit Schlussfolgerungen aus Po-

hang für das Projekt. Geo-Energie legte
darin dar, dass sich ihr Konzept für die
Felsstimulation grundlegend unter-
scheide von jenem in Südkorea und des-
halb nicht angepasst werden müsse.

Danach beauftragte die jurassische
Regierung den Schweizerischen Erd-
bebendienst (SED), den Bericht zu be-
gutachten und Empfehlungen abzu-
geben. Diese Studie des SED bestätigte
die Auflagen, attestierte den Projekt-
trägern ein sehr gutes Risikomanage-
ment und sah keine Gründe, die gegen
das Projekt sprechen. Trotzdem kün-
digte die jurassische Regierung an, das
Widerrufverfahren einzuleiten, an des-
sen Ende die Aufhebung der Baugeneh-
migung stehen soll.

Massnahmen gegen Erdbeben

Der Erdbebendienst listete etliche
Massnahmen auf, welche die Risiken
von Schadenbeben reduzieren sollen.
Diese will Geo-Energie umsetzen, was
zu Mehrkosten von 43 Millionen Fran-
ken führt. So sollen unter anderem seis-
mische Messsysteme direkt in den Bohr-
löchern installiert werden. Wichtig sind
laut Peter Meier auch 3-D-seismische
Messungen, mit denen erdbebengefähr-
dete Störzonen im Bereich des unterirdi-
schen Reservoirs erkannt werden kön-
nen.Anders als bei früheren Bohrungen,
wo man solche Störzonen gesucht habe,
um sie weiter zu öffnen, sollen sie laut
Meier nun umgangenen werden. Ferner
sind Spannungsmessungen im Unter-
grund vorgesehen, um die Grösse allfäl-
liger Beben abzuschätzen.

Eine Expertengruppe im Auftrag des
BFE prüfte diesen Plan und bescheinigte
den Projektanten eine qualitativ hoch-
stehende Planung. «Diese umfasst nun
alles Menschenmögliche, das Erdbeben-
risiko so weit wie möglich zu reduzieren»,
teilte das BFE mit.Die jurassische Regie-
rung rückt jedoch nicht von ihrem Plan
ab, die Baubewilligung zu widerrufen.
Dass der Bund das Projekt unterstütze,
sei bekannt gewesen. Die Erhöhung des
Beitrags bringe aber keine neuen Ele-
mente. Ein Austausch mit den Promo-
toren habe kürzlich stattgefunden. Der
eingeleitete Prozess zum Widerruf der
Baubewilligung nehme seinen Lauf, die
Regierung werde sich innert nützlicher
Frist wieder dazu äussern.

Im Felslabor Grimsel wird untersucht, wie das Gestein durchlässig gemacht werden kann, ohne dass es Erdbeben gibt. D. STEINMANN / NZZ

Die Pandemie bedroht auch die Psyche
Eine Liechtensteiner Klinik leistet psychiatrisch-psychologische Hilfe bei Angst und Depressionen in der Corona-Zeit

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Covid-19 stellte vielerorts die medizini-
sche Versorgung vor fast unlösbare Pro-
bleme und brachte das Wirtschaftsleben
beinahe zum Erliegen.Während die Ver-
sorgungsengpässe vor allem mit Blick
auf die Intensivmedizin und die wirt-
schaftlichen Folgen dem Medienpubli-
kum ständig vor Augen geführt wurden,
blieben die psychischen Auswirkungen
der Pandemie im Hintergrund.

«Stress, Angst, Panikerkrankungen,
Suchtverschiebungen und Psychosen
haben in den letzten Monaten erheb-
lich zugenommen», stellt Marc Risch
fest. Der Facharzt für Psychiatrie und
Psychotherapie leitet zusammen mit
seiner Frau das Clinicum Alpinum in
Liechtenstein. Er weiss um die psychi-
schen Probleme von Covid-19-Patien-
ten, weil er Infizierte in den umliegen-
den Spitälern betreute.

Während der Phase der rasch anstei-
genden Infektionsraten richtete das Kli-
nik-Team eine ambulante Beratungs-
stelle ein. Die Abläufe wurden so umge-
stellt, dass therapeutische Kontakte über
sichere Schnittstellen, telefonisch oder
per Videokonferenzschaltung, angebo-
ten werden konnten. Damit konnten
Anfragen auch an Wochenenden oder
in der Nacht beantwortet und psycho-
logische Hilfe geleistet werden. Dieses
Angebot wurde laut Risch rege in An-

spruch genommen, von Einzelpersonen,
aber auch von Institutionen aus dem
Sozialwesen und der Wirtschaft.

Von diffusen Ängsten geplagt

In der allgemeinen Wahrnehmung wer-
den psychische Probleme oft als nach-
geordnet an die medizinische Erstver-
sorgung, zur Schadenabwehr und insbe-
sondere zurVermeidung vonTodesfällen
gesehen.Diese Einstellung hält Risch für
falsch. Die langfristigen Auswirkungen
der Corona-Krise müssten ganzheitlich
aus einer körper- und seelenmedizini-
schen Perspektive betrachtet werden.

Bei den Patienten selbst, die um
ihre Gesundheit bangten, ebenso bei
den Angehörigen, die oft von diffusen
Ängsten geplagt würden, sei es mög-
lich, dass die individuelle Resilienz aus-
reiche, ohne externe Hilfe wieder klar-
zukommen. «Diese diffuse Angst kann
aber auch extrem stark auf die Psyche
einwirken», betont Risch, «denn bei Co-
vid-19 führen wir Krieg mit einem Geg-
ner, den man nicht kennt.»

Die Psyche werde aber nicht nur bei
Covid-19-Patienten und deren Angehö-
rigen auf die Probe gestellt. Stress, Er-
schöpfungszustände,Ängste oder Panik-
phänomene seien beim Pflegepersonal
oder bei Pädagogen, insbesondere aber
bei Teilzeitangestellten in den sozialen
und helfenden Berufen, aufgrund der

enormen Mehrfachbelastung feststell-
bar. Die wirtschaftliche Ungewissheit sei
für viele Personen ein weiterer Krank-
heitsfaktor: Die Angst vor einem Job-
verlust führe zu massiver Verunsiche-
rung und könne die Entwicklung von
Krankheiten begünstigen.

Junge Menschen, die psychisch noch
nicht gefestigt sind, könnten wegen Zu-
kunftsängsten zu Drogen greifen. Auch
betagten und behinderten Menschen in
Betreuungsstrukturen muss laut Risch
künftig mehr Aufmerksamkeit zuteil-
werden: In der akuten Corona-Krise
hätten sie zu wenig Beachtung gefun-
den und zudem unter Besuchs- und Aus-
gangsbeschränkungen gelitten.

Kampf für Gleichbehandlung

Negative Emotionen, Anspannung bis
hin zu Aggressionen sind Verhaltens-
weisen, die auch ohne Corona in Aus-
nahmesituationen vorkommen. Aber
die Corona-Krise lasse diese Verhal-
tensweisen verstärkt auftreten, beglei-
tet von Gefühlen der Einsamkeit und
der Ausgrenzung sowie Zukunftsängs-
ten, unterstreicht Risch. Gegenwärtig
und wahrscheinlich noch für einen län-
geren Zeitraum seien damit die Psychia-
trie und die Psychologie speziell gefor-
dert. Aber im Unterschied zur Medizin
und zu den Massnahmen zur Stützung
der Wirtschaft finde die Psychiatrie in

der Öffentlichkeit wenig Beachtung. Für
Risch ist die Gleichstellung von Körper-
medizin und Psychiatrie ein bedeutsa-
mes Anliegen. Aus seiner Sicht werden
nur beide Disziplinen zusammen kran-
ken Menschen gerecht.

Die geforderte Gleichbehandlung
von Medizin und Psychiatrie besitzt aber
auch eine wirtschaftliche Komponente.
Obwohl bestens ausgerüstet zur Be-
handlung von Personen, die an Depres-
sionen leiden, ist das Clinicum Alpinum
trotz der Zugänglichkeit für allgemein,
halbprivat und privat Versicherte derzeit
nur zum Teil ausgelastet. Vom Hoch-
plateau Gaflei, wo vor ungefähr 150
Jahren schon eine «Molken- und Luft-
kuranstalt» für internationale Gäste er-
richtet wurde, schweift der Blick auf die
gegenüberliegenden Schweizer Berge –
vom Calanda bis zum Hohen Kasten im
Alpstein. Doch aus dem Nachbarland
Schweiz kamen bisher nur wenige all-
gemein versicherte Patienten, obwohl
dort Wartelisten in den psychiatrischen
Spezialkliniken bestehen.

Der Grund dafür liegt darin, dass die
schweizerischen Krankenkassen den
Kantonsanteil an Heil- und Pflegekos-
ten nicht ins Ausland transferieren. Für
allgemein und oft auch für halbprivat
versicherte Patienten fallen damit hohe
Kosten an, wenn bei einem mehrwöchi-
gen Aufenthalt diese Anteile selbst ge-
tragen werden müssen.

Risch steht mit den zuständigen Be-
hörden schon längere Zeit in Kontakt
und strebt eine Gleichstellung seiner
Klinik mit dem Liechtensteinischen
Landesspital an. Für Patienten aus der
benachbarten Schweiz, die im Landes-
spital behandelt werden, entrichten die
schweizerischen Krankenkassen den vol-
len Beitrag. Aber eigentlich geht es ihm
um mehr: «Wir müssen, das könnte eine
Lehre aus der Corona-Krise sein, die
überregionale Gesundheitsversorgung
stärken, ganz besonders bei der Versor-
gung psychisch erkrankter Menschen.»

Als neuer Anbieter im Dilemma

Bis es so weit ist, befindet sich das Cli-
nicum Alpinum, das erst vor rund einem
Jahr eröffnet wurde, in einem Dilemma.
Als neuer Anbieter im Gesundheits-
wesen ist die Klinik herausgefordert,
einen Leistungsnachweis zu erbringen.
Die durch Corona ausgelösten psychi-
schen Probleme und Affekterkrankun-
gen wie Depressionen, Angst, Zwang
oder Panik würden dafür ein ausge-
zeichnetes Betätigungsfeld liefern. Die
finanziellen Hürden für weniger be-
tuchte Patienten, die sich die hohen Kos-
ten für einen Klinikaufenthalt aus der
eigenen Tasche nicht leisten können, ste-
hen jedoch einer Vollauslastung und der
Aufnahme von Patienten aus den umlie-
genden Ländern entgegen.
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Schaffhauser Schulzahnärzte
haben sich bereichert
Die Regierung hätte es wissen müssen, sagt die Untersuchungskommission

ANGELIKA HARDEGGER

8000 Primarschüler und Kindergärtler
müssen jedes Jahr zum Untersuch in
der Schaffhauser Schulzahnklinik an-
traben.Nun bestätigt eine parlamentari-
scheUntersuchungskommission (PUK),
was vermutet worden war: Die Schul-
zahnklinik hat über Jahre Schulpatien-
ten an eine private Praxis überwiesen.
Die unzulässigen Abwerbungen waren
offensichtlich, kümmerten die Schaff-
hauser Regierung aber kaum. PUK-
Präsidentin Regula Widmer (glp.) sagt:
«Die Aufsicht wurde nicht wahrgenom-
men.»Zuoberst in derKritik stehtChris-
tian Amsler, Vorsteher des Erziehungs-
departements und damit oberster Chef
der Schulzahnklinik. Er wollte vor zwei
Jahren Nachfolger von FDP-Bundesrat
Johann Schneider-Ammann werden.

Der Konflikt war angelegt

Die Vorkommnisse in der Schulzahn-
klinikgehenzurückaufdas Jahr 2003.Da-
mals eröffnete der Leiter der Klinik eine
Privatpraxis in Schaffhausen. Er führte
die Praxis im Nebenamt. Im Jahr 2006
stellte er in der Privatpraxis einen Zahn-
arzt aus der Schulzahnklinik in Teilzeit
ein. Dieser Zahnarzt überwies ab 2007
Schüler aus der Schulklinik in die Privat-
praxis desKlinikleiters,inder er arbeitete.
Der Klinikleiter tolerierte die Überwei-
sungenundprofitierte laut PUKauchda-
von. Im Jahr 2012 verkaufte er die Privat-
praxis dem angestellten Zahnarzt.

Dieser Zahnarzt suchte für die Ab-
werbungen lukrative Fälle aus, speziell
solche, die von der Invalidenversiche-
rung bezahlt wurden. Den Schulzahn-
ärzten war es im Prinzip erlaubt, neben
der Klinik noch privat zu arbeiten, weil
sie weniger verdienen als Kollegen in
der Privatwirtschaft. In der privaten Pra-
xis hätten aber nur Erwachsene behan-
delt werden dürfen. Der Zahnarzt hielt
sich nicht daran. Er gab Eltern von Kin-
dern nach der Schuluntersuchung eine
Visitenkarte oder forderte sie auf, in der
Privatklinik einen Termin zu vereinba-
ren.Er sei dort zeitlich flexibler.Manche
Eltern wurden in Unkenntnis darüber
gelassen, dass der zweiteTermin in einer
anderen – privaten – Praxis stattfand.

Wie viele Schaffhauser Schüler unzu-
lässig überwiesen wurden, bleibt unklar.
Die Unterlagen der schulzahnärztlichen
Untersuche seien lückenhaft archiviert.
Klar ist: Es gab eine «hohe Zahl» von
Wechseln in die private Praxis – und
diese Wechsel waren «offensichtlich».
Warum also hat niemand interveniert?

Eine erste Möglichkeit bot sich 2011.
Ein Schaffhauser Kantonsrat warf da-

mals die Frage auf, warum der Leiter
der Schulzahnklinik eine private Praxis
führe. Seine Tochter sei plötzlich in der
privaten Praxis statt in der Schulzahn-
klinik behandelt worden.Die Geschäfts-
prüfungskommission (GPK) des Parla-
ments forderte eineAbklärung. Zustän-
dig war Christian Amsler als Vorsteher
des Erziehungsdepartements.

Amsler teilte der GPKmit, es fänden
keine Transfers von der Klinik in eine
Privatpraxis statt. Die GPK gab sich mit
der Antwort zufrieden. Zur selben Zeit
fragten Schaffhauser Zahnärzte beim
Kanton nach, warum in der Schulzahn-
klinik für die Weiterbehandlung keine
Liste mit allen Zahnärzten im Kanton
abgegeben werde. Das Erziehungs-
departement antwortete ironischer-
weise, die Klinik dürfe als Staatsbetrieb
keine Werbung für Dritte machen. Erst
2018 zeigte Regierungsrat Amsler ver-
tieftes Interesse an der Schulzahnklinik.
Damals berichteten die «Schaffhauser
Nachrichten» über wissenschaftlich um-
strittene und unnötige Behandlungen.
Den Zahnärzten am Platz Schaffhau-
sen war aufgefallen, dass bei übermässig
vielen Schulkindern 360-Grad-Röntgen-
bilder angefertigt worden waren.

Die Röntgenbilder dienten der Be-
handlung mit medizinisch umstrittenen
Myobrace-Spangen.Die Behandlung er-
folgte in der Schulzahnklinik durch eine
einzige Zahnärztin. In der Zeit, als Myo-
brace in der Schulzahnklinik angeboten
wurde, ging die Zahl der dazugehörigen
Diagnosen laut PUK stark in die Höhe.
Die PUK schreibt, es sei bei «quasi allen
Kindern ein unnötiges Röntgen» durch-

geführt worden. Gegen die betroffene
Schulzahnärztin läuft ein Strafverfah-
ren. Die Justiz ermittelt auch gegen den
Klinikleiter und den Zahnarzt, der die
Kinder überwiesen hatte.

Externe Gutachter warnten

Regierungsrat Amsler leitete im Zuge
der Medienberichte eine Untersuchung
ein.Externe Gutachter berichteten ihm,
der Verdacht auf Abwerbungen sei be-
gründet. Das Erziehungsdepartement
nahm die Einschätzung zur Kenntnis,
verfolgte die Untersuchung intern wei-
ter und kam zum Schluss: Der Vorwurf
der Abwerbungen sei nicht erhärtet.

Die PUK kritisiert die Aufsicht über
die Schulzahnklinik scharf. Die Brisanz
der Abwerbungen sei «auf allen Stufen
bis zur Stufe Regierungsrat verkannt»
worden. Es wäre laut PUK Aufgabe
der Gesamtregierung und speziell von
ChristianAmsler gewesen,diePraxis der
Nebenbeschäftigung zu hinterfragen.

Die Schaffhauser Regierung ent-
gegnet, sie nehme mit Befriedigung
zur Kenntnis, dass gemäss PUK keine
Amtspflichtverletzungen vorlägen. Er-
ziehungsvorsteher Amsler schreibt, er
habe die Klinik übernommen, wie er
sie bekommen habe – und so belas-
sen. Er sei bereit, die aufgeworfenen
«Fragestellungen» «gründlich zu ana-
lysieren, konsequent anzugehen und
nachhaltig zu lösen».

ObAmsler das tun können wird, ent-
scheidet das Schaffhauser Stimmvolk.
Im August wird die Regierung neu ge-
wählt.Amslers Sitz wird angegriffen.

Vom lukrativen Geschäft mit Kinderzähnen wollten Schaffhauser Schulzahnärzte
auch privat profitieren. SALVATORE DI NOLFI / KEYSTONE

Swiss räumt Fehler bei
Dokumentenkontrolle ein
Die Airline ist zur Prüfung der Reisepapiere verpflichtet

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

Der Fall ereignete sich vor knapp zwei
Wochen:Ein junges Paar kammit einem
Swiss-Flug aus London am Flughafen
Zürich an. Sie ist Schweizerin, erAustra-
lier mit Aufenthaltsbewilligung im Ver-
einigten Königreich (UK).Das geplante
Familientreffen scheiterte jedoch an
den Corona-Regeln. Während die Frau
problemlos den Zoll passieren durfte,
wurde ihm die Einreise in die Schweiz
verweigert. Denn während UK-Bürger
(und ihre Angehörigen) freizügigkeits-
berechtigt sind, gelten für Drittstaaten-
angehörige trotz Aufenthaltsgenehmi-
gung weiterhin strikte Bestimmungen.
Der Australier musste die Nacht am
Flughafen verbringen, am nächsten Tag
zurück nach London fliegen – und dort
zweiWochen in die Quarantäne.

Das Staatssekretariat für Migration
(SEM) und die Fluggesellschaft Swiss
schoben sich die heisse Kartoffel zuerst
gegenseitig zu.Man habe «grundsätzlich
keineVerpflichtung, die Einreisebestim-
mungen der Reisenden zu überprüfen»,
schrieb die Fluggesellschaft auf die erste
Anfrage der NZZ.

Das Gesetz hingegen spricht eine an-
dere Sprache – und eine deutliche: Im
Ausländer- und Integrationsgesetz steht,
dass Luftverkehrsunternehmen «alle
ihnen zumutbaren Vorkehren treffen
müssen, damit sie nur Personen beför-
dern, die über die für die Einreise in den
Schengen-Raum oder für die Durchreise
durch die internationalen Transitzonen
der Flughäfen erforderlichen Reisedoku-
mente, Visa und Aufenthaltstitel ver-
fügen». In einer sich darauf abstützen-
den Verordnung wird zudem präzisiert,
dass vor derAbreise kontrolliert werden
müsse, ob die erforderlichen Reisedoku-
mente «gültig und anerkannt sind».

Wer führt die Prüfung durch?

Damitkonfrontiert,krebst dieFluggesell-
schaft nun zurück: «Es ist korrekt, dass
die Swiss verpflichtet ist, die Dokumente
zuüberprüfen»,schreibtdieMedienstelle.
Vor diesem Hintergrund hätten die Pas-
sagiere auf besagtem Flug – neben dem
Australier wurde auch einer Brasiliane-
rin und einerKolumbianerin dieEinreise
verweigert – «nicht befördertwerden sol-
len». Wie sie die von ihr verlangte Prü-
fung genau durchführt, enthüllt die Swiss
nicht. Die Bodenabfertigungspartner an
den jeweiligen Stationen hätten denAuf-
trag, die Dokumente vor Abflug zu kon-
trollieren.

Die Swiss verweist dafür mehrfach
auf ihre allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen (AGB). Darin steht, dass es in
der Verantwortung der Passagiere liege,
sich über die Einreisebestimmungen
ihres Ziellandes zu informieren und die

entsprechenden Bedingungen zu er-
füllen. Kurz: Die Fluggäste müssen in
Eigenregie die notwendigen Reisevor-
kehrungen treffen – die Fluggesellschaft
hat allerdings zu kontrollieren.Die Swiss
schreibt denn auch, sie hafte gegenüber
den Behörden. Allfällige Bussen könne
sie gemäss ihrenAGB jedoch dem Flug-
gast weiterverrechnen.

Im konkreten Fall hätte der abge-
wiesene Australier direkt am Flughafen
Zürich ein Härtefallgesuch stellen kön-
nen, sofern er seine Lage als «Situation
äusserster Notwendigkeit» eingeschätzt
hätte. Die Beurteilung obliegt der zu-
ständigen Grenzkontrollbehörde. Es ist
jedochdavonauszugehen,dass sie ein all-
fälliges Gesuch nicht bewilligt hätte.Als
Richtschnur für eine positive Beurtei-
lung nennt das SEM unter anderem den
Todesfall eines engen Familienmitglieds,
die Fortsetzung einer medizinischen Be-
handlungoderoffizielleBesuche imRah-
men internationaler Verpflichtungen.

Erfolg vor Gericht

Die Einreise in die Schweiz und die dazu
erforderlichen Kontrollen beschäftigen
die Swiss und das Staatssekretariat für
Migration nicht zum ersten Mal. Sie
stritten sich darüber sogar schon vor Ge-
richt: Das SEM hatte die Swiss 2018 mit
einer Busse in Höhe von fast 200 000
Franken gestraft, weil sie sogenannte
«inadmissible passengers» – also Perso-
nen, denen in der Schweiz wegen feh-
lender Papiere die Einreise verweigert
wurde – transportiert hatte.

Die Swiss stellte sich auf den Stand-
punkt, dass sie sämtliche erforderlichen

und zumutbaren organisatorischen Vor-
kehren getroffen habe, um die Beförde-
rung solcher Passagiere zu verhindern
– und erhielt damit vor Bundesverwal-
tungsgericht recht. Das SEM habe die
Untersuchungsmaximeverletzt,schliess-
lichseiesAufgabederBehörde,denSach-
verhalt festzustellen (hier: die zumutba-
ren Kontrollmassnahmen vor Abflug).
Weil das SEM direkt Sanktionen aus-
gesprochen und nicht auf fehlende An-
gaben bei den von der Fluggesellschaft
eingereichtenDokumentenhingewiesen
habe, habe es seine Aufklärungspflicht
verletzt, hielt das Gericht fest.

Die Fluggäste
müssen in Eigenregie
die notwendigen
Reisevorkehrungen
treffen.

Drei Gründe für ein NEIN
• zerstörerisch: Die Initiative zerstört mitten in einer Wirtschaftskrise die
Beziehungen zu unserem wichtigsten Handelspartner.

• isolationistisch: Die Initiative raubt uns allen die Freiheit, überall in Europa
zu lernen, zu leben und zu arbeiten.

• forschungsfeindlich: Schweizer Bildung und Forschung werden mit der
Initiative international abgehängt.

Die Initiative will die Personenfreizügigkeit mit der EU beenden.

Damit zwingt sie die Schweiz zur Kündigung der Bilateralen, ohne eine

brauchbare Alternative anzubieten. Das ist verantwortungslos.

NEIN
zur radikalen
Kündigungsinitiative
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